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Kern: Grün-Schwarz fühlt sich bei Versäumnissen im Bereich der
Digitalisierung kalt erwischt

Der bildungspolitische Sprecher der FDP-Landtagsfraktion, Dr. Timm Kern, sagte anlässlich zu
öffentlichen Beratungen über einen FDP-Antrag zur ‚Digitalisierung der Schulen als
gesamtgesellschaftliche Aufgabe‘ im Bildungsausschuss des Landtags:  „Grün-Schwarz brüstet sich mit
einer Milliarde Euro, die sie bis zum Ende der Legislaturperiode für die Digitalisierung in Baden-
Württemberg insgesamt investieren wollen. Gleichzeitig lässt die Landesregierung die Schulen und ihre
Träger seit 2016 bei ihrer Digitalisierung im Regen stehen. Im Jahr 2016 hatten sich Land und
Kommunen bereits auf Multimediaempfehlungen geeinigt. Seitdem verstaubt das Papier in der
Schublade. Vorschläge der kommunalen Landesverbände stießen schon bei Grün-Rot auf taube Ohren.“

Zu dieser offenkundigen Verweigerungshaltung passe auch laut Kern, dass Grüne und CDU die
anwesenden Vertreter der kommunalen Landesverbände und der Arbeitsgemeinschaft Freier Schulen in
der heutigen Ausschusssitzung nicht die Gelegenheit zur Stellungnahme geben wollten, was die
Fraktionen von SPD und FDP beantragt hatten. „Dieser unfreundliche Akt gegenüber den
Sachverständigen zeigt, dass die Koalition sich bei ihren Versäumnissen in ihrem Prestigeprojekt
‚Digitalisierung‘ kalt erwischt fühlt. Die Kultusministerin führt zur Verteidigung an, Baden-Württemberg
müsse die Förderkriterien für das Programm des Bundes abwarten. Sie berichtete jedoch von Bayern, wo
ein eigenes Landesprogramm zur Digitalisierung der Schulen unmittelbar bevorstehe. Immerhin
bekannte sich die Kultusministerin in der Debatte zu den Multimediaempfehlungen und bekundete ihre
Absicht, die Digitalisierung der Schulen zügig anzugehen. Dass sich dann die grün-schwarze
Regierungsmehrheit nicht zum Antrag der FDP-Fraktion auf Aufnahme von Gesprächen der Regierung
mit den kommunalen Landesverbänden und eine Beteiligung der Freien Schulen an den
Förderprogramen durchringen konnte, steht zu den Aussagen der Ministerin in einem beunruhigenden
Widerspruch“, so Kern.


